
6. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2020 sowie, für den Fall einer prüferi-
schen Durchsicht, des Prüfers für den verkürzten Abschluss 
und den Zwischenlagebericht für das erste Halbjahr des 
Geschäftsjahres 2020

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungs-
ausschusses, vor zu beschließen:

Die
Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Flughafenstr. 61
70629 Stuttgart

wird zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das 
Geschäftsjahr 2020 sowie für die prüferische Durchsicht des verkürzten 
Abschlusses und des Zwischenlageberichts (§§ 115, 117 WpHG) für das 
erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2020, sofern diese einer solchen 
prüferischen Durchsicht unterzogen werden, bestellt.

Der Prüfungsausschuss hat in seiner Empfehlung erklärt, dass seine 
Empfehlung frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und 
ihm keine Beschränkung im Hinblick auf die Auswahl eines bestimmten 
Abschlussprüfers auferlegt wurde.

7. Änderung der Vergütung des Aufsichtsrats und entspre-
chende Satzungsänderung

Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats soll neu geregelt  werden. 
Dabei soll ein Wechsel hin zu einer reinen festen Vergütung voll zogen 
werden. Durch die Umstellung soll das System der Ver gütung des 
Aufsichtsrats insgesamt transparenter gestaltet und an die Vorgaben 
 nationaler und internationaler Standards angepasst werden.

Künftig soll die jährliche feste Vergütung für die Mitgliedschaft im 
Aufsichtsrat 80.000 Euro betragen; der Vorsitzende soll das 2,5fache 
eines Mitglieds und der Stellvertreter des Vorsitzenden soll das 1,75-
fache eines Mitglieds als feste Vergütung erhalten. Darüber hinaus 
soll die Mitgliedschaft im Arbeitsausschuss, im Prüfungsausschuss 
sowie im Personalausschuss mit zusätzlich je 30.000 Euro, der Vorsitz 
in einem dieser Ausschüsse mit zusätzlich je 60.000 Euro vergütet 
 werden. Die Mitgliedschaft im Nominierungsausschuss soll mit zusätz-
lich 20.000 Euro vergütet werden.

Das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG 
II) sieht vor, dass Geschäfte mit nahestehenden Personen bei  Er reichung 
eines gewissen Schwellenwerts der vorherigen  Zu stimmung des Auf-
sichtsrats oder eines dafür gebildeten Ausschusses des Aufsichtsrats 
bedürfen.

Für den Fall, dass der Aufsichtsrat einen Ausschuss für Geschäfte mit 
nahestehenden Personen bildet, soll für den Vorsitz und die Mitglied-
schaft in diesem Ausschuss keine Vergütung gewährt werden. 
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Für den Vorsitz und die Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss soll 
ebenfalls keine Vergütung gewährt werden.

Maximal sollen lediglich die drei höchstdotierten Ämter in den Aus-
schüssen zusätzlich vergütet werden, so dass sich etwa die Mit-
gliedschaft im Nominierungsausschuss neben zwei bestehenden 
Ausschussmitgliedschaften und einem Ausschussvorsitz in einem der 
anderen Ausschüsse nicht auf die Vergütung auswirken würde. Diese 
Regelung führt zur Festsetzung einer individuellen Maximalvergütung 
für jedes einzelne Mitglied des Aufsichtsrats entsprechend der von 
dem jeweiligen Mitglied bekleideten Positionen in den Ausschüssen.

Über die zuvor beschriebene Vergütung hinaus soll keine weitere Ver-
gütung gewährt werden. Das neue System sieht weder einen variablen 
Vergütungsbestandteil noch Sitzungsgelder vor.

Neben der Vergütung erstattet die HUGO BOSS AG den Aufsichts-
ratsmitgliedern die im Rahmen ihrer Tätigkeit angefallenen Auslagen 
und Aufwendungen.

Das Vergütungssystem sieht vor, dass die Vergütung entsprechend 
der bisherigen Praxis nach Ablauf der Hauptversammlung, die über die 
Entlastung des Aufsichtsrats für das jeweils abgelaufene Geschäftsjahr 
entscheidet, gezahlt werden. Darüber hinaus sind keine Aufschubzeiten 
für die Auszahlung der Vergütung vorgesehen.

Die Vergütung des Aufsichtsrats der HUGO BOSS AG wird in § 12 der 
Satzung der Gesellschaft festgesetzt. Jede Änderung dieser Satzungs-
regelung erfordert einen Beschluss der Hauptversammlung, so dass die 
Vergütung im Ergebnis durch die Hauptversammlung festgelegt wird. 
Die Beschlussfassung der Hauptversammlung erfolgt auf Basis eines 
Beschlussvorschlags, der der Hauptversammlung von Aufsichtsrat und 
Vorstand unterbreitet wird. Erarbeitet wird dieser Vorschlag durch den 
Aufsichtsrat. Bei Bedarf kann der Aufsichtsrat externe  Berater hinzu-
ziehen. Bei der Mandatierung externer Vergütungs experten wird auf 
deren Unabhängigkeit geachtet, insbesondere wird eine Bestätigung 
ihrer Unabhängigkeit verlangt.

Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig das System zur Vergütung des 
Aufsichtsrats. Bei Bedarf empfiehlt er Änderungen vorzunehmen und 
erarbeitet einen entsprechenden Beschlussvorschlag. Jede Änderung 
wird der Hauptversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt. Ferner 
wird das Vergütungssystem der Hauptversammlung mindestens alle 
vier Jahre zur Billigung vorgelegt. 

Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung gestellte 
Vergütungssystem nicht, wird spätestens in der darauffolgenden 
ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem 
vorgelegt.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

§ 12 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten jährlich eine feste Ver-
gütung von 80.000 EUR. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält 
das 2,5-fache und der Stellvertreter das 1,75-fache der nach Satz 
1 zu gewährenden Vergütung. Außerdem erhält jedes Mitglied des 
Arbeitsausschusses eine jährliche feste Vergütung von 30.000 EUR, 
jedes Mitglied des Audit Committee eine jährliche feste Vergütung 
von 30.000 EUR und jedes Mitglied des Personalausschusses eine 
jährliche feste Vergütung von 30.000 EUR, der Vorsitzende der 
jeweiligen Ausschüsse jeweils das Doppelte der vorgenannten 
Beträge. Jedes Mitglied des Nominierungsausschusses erhält eine 
jährliche feste Vergütung von 20.000 EUR. Zusätzlich zur festen 
jährlichen Vergütung nach Satz 1 werden jedoch lediglich die drei 
höchstdotierten Ausschussmitgliedschaften vergütet. Für den Fall, 
dass der Aufsichtsrat einen Ausschuss für Geschäfte mit nahe-
stehenden Personen bildet, wird für den Vorsitz und die Mitglied-
schaft in diesem Ausschuss keine Vergütung gewährt. Für den 
Vorsitz und die Mitgliedschaft im Vermittlungsausschuss wird 
ebenfalls keine Vergütung gewährt.

(2) Die Vergütung nach Absatz 1 ist zahlbar nach Ablauf der Haupt-
versammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 
jeweils abgelaufene Geschäftsjahr entscheidet. Mitglieder des 
Aufsichtsrats, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres 
dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss angehört haben, erhalten 
für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit eine zeitanteilige 
Vergütung. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied 
seine Auslagen. Eine etwaige Umsatzsteuer wird von der Gesell-
schaft erstattet, soweit die Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt 
sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung 
zu stellen und dieses Recht ausüben.

(3) Die Gesellschaft unterhält im eigenen Interesse eine angemessene 
VermögensschadenHaftpflichtversicherung für ihre Organe und 
Leitungsverantwortlichen, in die auch die Aufsichtsratsmitglieder 
einbezogen und auf Kosten der Gesellschaft mitversichert werden.

(4) Die Regelungen dieses § 12 gilt ab dem Zeitpunkt der Eintragung 
der entsprechenden Satzungsänderung in das Handelsregister der 
Gesellschaft und wird für das Geschäftsjahr, in dem die Eintragung 
erfolgt, zeitanteilig ab dem Zeitpunkt der Eintragung gewährt.“
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